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Erläuterungen zum Musterbrief

"Widerspruch gegen überhöhte Gaspreise"

Wenn Sie die Entwicklung der Gaspreise nicht akzeptieren wollen, können Sie mit dem anhängenden Musterbrief Widerspruch bei Ihrem Versorger einlegen. 
Rechtsgrundlage Ihres Widerspruches ist § 315 BGB
Preise für Leistungen der Daseinsvorsorge wie Strom-, Gas- oder Fernwärmeversorgung, auf deren Inanspruchnahme der Verbraucher angewiesen ist, sind der so genannten Billigkeitskontrolle nach § 315 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) unterworfen, wenn sie nicht individuell ausgehandelt, sondern vom Versorger diktiert wurden. Entspricht ein Preis nicht der "Billigkeit", so wird er im Einzelfall durch Gerichtsurteil ermittelt. Ein unbilliger Preis ist für den Kunden nicht verbindlich, eine darauf beruhende Forderung nicht fällig.
Ein Preis ist nicht schon deshalb "billig", weil er nicht über dem Durchschnitt liegt, oder weil ihn Kartellbehörde oder Tarifaufsicht nicht beanstandet haben. Um die Billigkeit festzustellen, muss das Gericht z.B. eingehend prüfen, welche Kosten- und Gewinnbestandteile im Preis enthalten sind. Dazu muss der Versorger seine Kalkulation offen legen.

Wer kann sich auf § 315 BGB berufen?
· Kunden des Allgemeinen Tarifes und des Kleinverbrauchertarifes (einseitige Preisfestsetzung durch das Gasversorgungsunternehmen (GVU).

· Kunden in Sonderverträgen mit einer Preisvereinbarung, deren formulierung dem GVU einen Spielraum für die Festsetzung des Endpreises lässt. Dies ist bei praktisch allen uns bekannt gewordenen "Sonderverträgen" mit Haushaltskunden der Fall. Entgegen der Auffassung vieler Versorger bedeutet das bloße Vorhandensein einer Preisvereinbarung noch nicht, dass der Kunde jeden daraus abgeleiteten Preis anerkannt und auf sein Recht auf Prüfung nach § 315 BGB verzichtet hat.
Mieter und Wohnungseigentümer, die nicht selbst einen Vertrag mit dem Energielieferanten haben, sondern über die Kosten einer Sammelheizung von unbilligen Energiepreisen betroffen sind, können den Vermieter oder die Eigentümergemeinschaft auffordern, den überhöhten Energiepreisen zu widersprechen.
Wann können Sie Widerspruch gegen den energiepreis einlegen?
Der Widerspruch kann jederzeit erfolgen. Eine Preiserhöhung Ihres Versorgers kann ein Anlass für Sie sein, die Angemessenheit des Preises anzweifeln. Wenn Sie Ihren Widerspruch mit dem Einbehalt  von strittigen Beträgen aus der Jahresschlussrechnung verbinden, können Sie das nur bis vor Erreichen des Fälligkeitsdatums tun; wenn bereits von Ihrem Konto eingezogen wurde, können Sie vor Fälligkeit über Ihre Bank die Buchung rückgängig machen.

Begrenzung der Zahlungen
Um eine gerichtliche Billigkeitsprüfung zu erreichen, müssen Sie einen Teil Ihrer Zahlungen an das GVU zurückhalten und das GVU muss Sie auf Zahlung verklagen. Im Rahmen dieser Klage müsste das GVU seine Kalkulation offen legen. Gerade das bereitet den Unternehmen große Schwierigkeiten.

Idealerweise würden Sie Ihre Zahlung so begrenzen, dass sie dem "billigen" Preis nach § 315 BGB möglichst nahe kommt. Da dieser Preis aber erst noch gerichtlich festgestellt werden muss, können auch wir Ihnen nicht definitiv sagen, wie weit Sie Ihre Zahlungen kürzen sollen. Sie können sich beispielsweise an Abschlagszahlungen vor der letzten oder einer anderen Preiserhöhung orientieren und nur noch diese  bezahlen. Oder Sie entnehmen den Prozentsatz der Preissteigerung der Presse oder dem Schreiben des GVU und kürzen die neu errechnete Abschlagszahlung entsprechend. Sie dürfen Ihre Zahlungen aber nicht so stark reduzieren (z.B. 55%), dass das Gericht an Ihrer Bereitschaft zweifelt, den "billigen" Preis zu bezahlen.
Um die Preise, die Sie Ihren Zahlungen zugrunde legen, einfach und eindeutig zu bezeichnen, tragen Sie bitte in Ihr Widerspruchsschreiben den Zeitpunkt ein, bis zu dem diese Preise  bei Ihrem GVU gegolten haben. (z.B.Sept. 2004)

Ihre letzten Abschlagzahlungen vor der Jahresabrechnung passen Sie so an, dass Sie im Abrechnungsjahr möglichst gerade so viel bezahlen, wie es Ihrem am Zähler abgelesenen  Verbrauch und dem von Ihnen begrenzten Preis entspricht.
Keinesfalls können wir zur Zahlung des geforderten Preises unter Vorbehalt raten, was viele GVU ihren Kunden nahe legen. In diesem Fall müssten nämlich Sie das GVU auf Rückzahlung überhöhter Gaskosten verklagen und dabei die Unbilligkeit der Tarife darlegen (Bundesgerichtshof AZ VIII ZR 111/02). Die hierfür erforderlichen Kalkulationsdaten würde Ihnen das beklagte GVU natürlich vorenthalten, sodass eine solche Klage voraussehbar scheitert.

Das bloße Einbehalten der Preiserhöhung führt allerdings  nicht zu einer gerichtlichen Festsetzung des "billigen" Preises, so lange das GVU die Kunden nicht auf Zahlung verklagt. Der Kunde kann das nur erzwingen, wenn er eine Feststellungsklage einreicht, zu der sich zweckmäßigerweise eine größere Zahl von Kunden zusammenschließt.

Zahlungsweise
Wenn Sie dem GVU bisher über eine Einzugsermächtigung Zugriff auf Ihr Konto eingeräumt haben, müssen Sie diese Erlaubnis ausdrücklich auf den von Ihnen begrenzten Preis beschränken. Wir empfehlen dies aber nur für den Fall, dass ein Sondervertrag Sie zur Erteilung einer Einzugsermächtigung verpflichtet. Denn Sie müssen die tatsächlich eingezogenen Beträge laufend kontrollieren und gegebenenfalls zu hohe Buchungsbeträge fristgerecht über Ihr Kreditinstitut zurückbuchen lassen.
Einfacher ist es für Sie, die Einzugsermächtigung vollständig zu widerrufen und für die monatlichen Zahlungen einen Dauerauftrag einzurichten, damit Sie nicht in Rückstand kommen.
Bitte setzen Sie in Ihr Schreiben an den Versorger die auf Ihre Situation passende Alternative aus dem Musterbrief ein.

Drohungen des GVU
Rückstufung in den  teureren Allgemeinen Tarif
Wenn ein Sondervertragskunde, gegen eine Vertragsbestimmung verstößt, z.B. eine vertragsgemäß zu erteilende Einzugsermächtigung widerruft, kann das GVU ihm deshalb den Sondervertrag kündigen und ihn nach dem teureren Allgemeinen Tarif weiterversorgen.
Manche GVU drohen aber mit Kündigung des Sondervertrags bereits für den Fall, dass der Kunde die Einzugsermächtigung unter Berufung auf § 315 BGB lediglich beschränkt. Damit beanspruchen diese Versorger, sich mehr Geld vom Konto des Kunden holen zu dürfen, als ihnen nach  §315 BGB zusteht.

Rechtlich ist noch umstritten,  ob  ihr Versorgungsunternehmen in dem Fall berechtigt ist, Sie in den Allgemeinen Tarif zurückzustufen. Sie sollten einer Zurückstufung auf  jeden Fall  widersprechen. Legen Sie, falls Sie wider Willen zurückgestuft werden, einen erneuten Unbilligkeitseinwand ein und begrenzen Sie die Höhe der von Ihnen gezahlten Beträge auf die unstrittigen Preise.

Gassperre

Gaskunden, die unter Berufung auf § 315 BGB einen Teil ihrer Zahlungen einbehalten, werden gelegentlich vom Versorger mit der Sperrung des Gasanschlusses und den damit verbundenen Kosten bedroht. Das ist nach der Rechtsprechung der Amtsgerichte unzulässig. Denn dadurch könnte der Versorger das Recht des Verbrauchers auf eine billige Preisfestsetzung aushebeln. Sollten Sie dennoch einmal mit einer Liefersperre bedroht werden, so wenden Sie sich sofort an das Amtsgericht Ihres Wohnortes, um durch eine einstweilige Verfügung (die sofort vollziehbar ist) die weitere Belieferung sicherzustellen. Schließlich zahlen Sie ja weiterhin den unstrittigen Betrag. Die Einschaltung eines Anwaltes ist hierfür nicht zwingend erforderlich, aber anzuraten.

Welches Risiko gehen Sie ein, wenn das GVU Sie verklagt?
Das Prozesskostenrisiko des vom GVU auf Zahlung des Einbehalts verklagten Verbrauchers ist nach unserer Auffassung begrenzt. Nach Offenlegung der Kalkulation können Sie immer noch abwägen, ob Sie die Forderung des GVU anerkennen und so kostenfrei den Prozess beenden. Zurückbehaltene Entgelte sollten allerdings nicht sorglos anderweitig verwendet werden und, wenn Sie zum späteren Anerkenntnis gezwungen sind, verfügbar sein.
Musterbrief an den Gasversorger

Kundenname:…………………………
Kundennummer: ..................................

Vertragsnummer: .................................
An

Zweckverband Gasversorgung Baar /
Stadtwerke Villingen-Schwenningen


Pforzheimer Straße 1

78048 Villingen-Schwenningen

    



(Ort, Datum)

Höhe der Gaspreise

Sehr geehrte Damen und Herren, 

bezugnehmend auf die von Ihnen verkündete Gaspreiserhöhung zweifle ich die von Ihnen festgesetzten Gaspreise als unbillig gemäß § 315 Abs. 3 Satz 2 BGB an und berufe mich auf deren Unverbindlichkeit.
Ich fordere Sie auf, mir Ihre Berechtigung zur einseitigen Preisanpassung nachzuweisen. Ich verweise auf die Rechtsprechung des BGH zur Unwirksamkeit von Preisklauseln, soweit diese unbestimmt sind, keine Beschränkungen der Höhe enthalten, eine nachträgliche Erhöhung des Gewinnanteils am Preis zulassen, oder in irgendeiner Weise nicht den gesetzlichen Anforderungen an Preisklauseln entsprechen.
Ich fordere Sie weiter auf, die Erforderlichkeit und die Angemessenheit der geforderten Gaspreise durch eine nachvollziehbare und prüffähige Offenlegung Ihrer Kalkulationsgrundlagen nachzuweisen. Hierbei ist der Gesamtpreis einer Billigkeitskontrolle zu unterziehen. Zur Wirkung des Unbilligkeitseinwandes verweise ich auf die gefestigte Rechtsprechung (BGH NJW 2003, 3131 f.; LG Köln, RdE 2004, S. 306).

Weil der Einwand der Unbilligkeit die Nichtfälligkeit des Anspruchs zur Folge hat, möchten Sie von Mahnungen, Sperrandrohungen etc. absehen. Die für den Kunden immer mit einem Übel verbundene Versorgungseinstellung und andere Druckmittel dürfen Sie nicht einsetzen, um unberechtigte Forderungen durchzusetzen. Wenn durch den Einwand der Unbilligkeit die Berechtigung einer Forderung gerade offen ist, ist schon die Androhung im Rahmen der geltenden Gesetze unzulässig und kann strafbar sein.

Ich rüge die geforderten Preise als unbillig und behalte mir vor, deren Billigkeit gerichtlich prüfen zu lassen und Überzahlungen zurückzufordern.

Solange nicht durch Gerichtsurteil die Billigkeit Ihres Preises festgestellt oder ein anderer Preis bestimmt wurde, leiste ich ab sofort auch reduzierte Zahlungen nur noch unter Vorbehalt und auf der Basis der bis zum ......................(hier ein Datum einfügen, zu dem der von Ihnen akzeptierte Preis gegolten hatte!) geforderten Preise.

Die Abschläge dürfen von Ihnen allein aus dem Grund der bis auf weiteres unverbindlichen Preisbestandteile nicht erhöht werden, da dies im Falle der Unbilligkeit unweigerlich zu Überzahlungen führen würde.

Es ist Ihnen verboten, ein eventuelles Guthaben aus anderen Sparten mit den von mir einbehaltenen Teilbeträgen aus den  Gastarifen zu verrechnen. Sollten Sie dagegen verstoßen, werde ich die Abschlagszahlungen entsprechend kürzen. Eine etwa geschuldete Nachzahlung werde ich von mir aus bewirken; Guthaben aus Minderverbrauch sind mir auszubezahlen. 

... wenn der Vertrag keinen Zwang zur Erteilung einer Einzugsermächtigung enthält  (vgl. Erläuterungen):

Entsprechend kündige ich hiermit die erteilte Einzugsermächtigung und gehe zur Zahlungsweise per Dauerauftrag über.


... wenn der Vertrag die Erteilung einer Einzugsermächtigung vorschreibt (vgl. Erläuterungen):

Entsprechend beschränke ich hiermit die Ihnen erteilte Einzugsermächtigung auf den Einzug von Entgelten, Abschlags- und Nachzahlungen nur auf Basis der o. g. Preise. Darüber hinaus gehende Buchungen sind von der Einzugsermächtigung mangels Fälligkeit nicht gedeckt.

Dieses Schreiben wollen Sie in einem Prozess dem Gericht vorlegen, um nicht Gefahr zu laufen, einen falschen Sachverhalt vorzutäuschen.

Vorsorglich verweise ich auf die Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes, wonach es Ihnen nicht gestattet ist, meine personenbezogenen Daten Dritten zu offenbaren.

Den Erhalt dieses Schreibens bitte ich Sie kurzfristig schriftlich zu bestätigen. 

Mit freundlichem Gruß

(Unterschrift)
Stand 12. Oktober 2006
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